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Vorwort

Nicht nur die international tätigen Konzernunternehmen müssen sich im Ausland zur Sicherung 
von Einkaufs- und Absatzmärkten niederlassen, sondern gerade die viel diskutierten mittelstän-
dischen Unternehmen agieren zunehmend international, wobei in letzter Zeit auch zunehmend 
der Weg zurück nach Deutschland aufgrund von Qualitätsproblemen im Ausland angetreten 
wird. Ziel dieses Buches ist es, als Literatur des ersten Zugriffs diese komplexe Rechtsmaterie 
erschließbar zu machen. Erfahrende Praktiker aus dem Steuerrecht stellen diese umfangreiche 
Materie kompetent dar. Die vorliegende Neuerscheinung will dem Steuerpraktiker im mittelstän-
dischen Unternehmen oder/und dessen steuerlichen Berater leicht verständliche Entscheidungs-
hilfen im immer komplizierter werdenden internationalen Steuerrecht liefern. Die zunehmende 
Internationalisierung spiegelt sich auch in der Anzahl und ständigen Anpassungen der internatio-
nal relevanten einschlägigen Gesetzestexten und Verwaltungsanweisungen in Deutschland sowie 
der aktuellen Entwicklungen der OECD und im Steuerrecht der Europäischen Union wider.
Durch die ständigen Gesetzesänderungen, Verwaltungserlasse und Gerichtsentscheidungen be-
findet sich das internationale Steuerrecht in einem ständigen Wandel sowohl geprägt durch na-
tionale als auch internationale Einflüsse. Das Autorenteam will gerade den in der Praxis tätigen 
Steuerberatern und Steuerpraktikern im mittelständigen Unternehmen einen Leitfaden zur Lö-
sung und zum Verständnis internationaler Steuerfälle geben.
Die gute Kombination des Autorenteams aus Praxis, Finanzverwaltung und Lehre rundet das für 
das internationale Steuerrecht notwendige Wissen aus all diesen Bereichen ab. 
Neben dem Autorenteam möchte Dr. Robert Rek sich bei Herrn Tobias Plenk, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter der SRH Hochschule Calw, für seine Einsatzbereitschaft und tatkräftige Unterstüt-
zung recht herzlich bedanken. Im privaten Bereich möchte er sich auch bei seiner Frau Bea für die 
Entbehrungen in der doch so knappen Freizeit bedanken und hofft auf eine gewisse Konsolidie-
rung im internationalen Steuerrecht und einen langen Nutzen dieses Praxishandbuches.
Gedankt sei zum Schluss insbesondere der Geduld und der technischen Unterstützung bei der 
Endredaktion dem Gabler Verlag.
Diese Neuerscheinung zum Internationalen Steuerrecht berücksichtigt den Gesetzesstand De-
zember 2007 und die Unternehmensbesteuerungen 2008 sowie das Jahressteuergesetz 2008.

Erlensee, Frankfurt am Main, Gerlingen und Idstein im Mai 2008
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Struktur des Internationalen Steuerrechts§ 1 

A. Ausgangslage

Begriff  und Bedeutung des Internationalen SteuerrechtsI. 
Der Begriff des Internationalen Steuerrechts bezieht sich auf die Gesamtheit der Rechtsvor-
schriften eines Staates, die sich Auslandssachverhalten und grenzüberschreitenden Sachverhalten 
widmen.1 Dabei kann es sich um Vorschriften handeln, die ihrer Rechtsquelle nach sowohl natio-
nales als auch internationales Recht sind. Jeder Staat hat daher ein eigenes Internationales Steuer-
recht. Dieses Buch behandelt das Internationale Steuerrecht der Bundesrepublik Deutschland. 
Innerhalb des Internationalen Steuerrechts wird unterschieden zwischen dem 

Doppelbesteuerungsrecht: ■

Alle Rechtsvorschriften, die der  Vermeidung der Doppelbesteuerung dienen
und dem

Außensteuerrecht: ■

Alle übrigen Normen, die grenzüberschreitende Sachverhalte regeln.2

Teilweise wird auch unterschieden zwischen dem 
Internationalen Steuerrecht im engeren Sinne:  ■

Das Recht der Doppelbesteuerungsabkommen und Teile des Völkerrechts 
und dem 

Internationalen Steuerrecht im weiteren Sinne:  ■

Das Recht der Doppelbesteuerungsabkommen und Teile des Völkerrechts ergänzt um das na-
tionale Außensteuerrecht.3

Unabhängig von diesen Definitionsversuchen ist das Internationale Steuerrecht eine Rechtsmate-
rie, die sich aus zahlreichen Vorschriften unterschiedlichster Rechtsquellen zusammensetzt und 
damit die Frage des Vorrangs beantworten muss. Das Internationale Steuerrecht ist angesichts 
der führenden Rolle Deutschland als Wirtschaftsexportnation und Absatzmarkt von erheblicher 
Bedeutung.

Grenzüberschreitende SachverhalteII. 
Nicht nur weit verschachtelte Großkonzerne, sondern auch kleine Unternehmen und Selbstst-
ständige unterhalten regelmäßig Rechtsbeziehungen zum Ausland. Der Boom des elektronischen 
Geschäftsverkehrs mit der Eröffnung eines weltweiten Einkaufs- und Absatzmarktes auch für 
kleinste Unternehmen macht das Internationale Steuerrecht damit zum täglichen Beratungsge-
schäft. Nicht unerwähnt bleiben soll in diesem Zusammenhang, dass weit verbreitete Kapitalanla-

1 Schaumburg, Internationales Steuerrecht, § 1 Rn. 1.5.
2 Schaumburg, Internationales Steuerrecht, § 1 Rn. 1.5.
3 Djanani/Brähler, Internationales Steuerrecht, S. 2.
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gen wie Investmentfonds ausländische Einkünfte vermitteln können oder aufgrund ausländischer 
Ansässigkeit selbst ausländische Einkünfte darstellen und damit auch der private Anleger und 
dessen Berater regelmäßig betroffen sind.

„Outbound“1. 
Wenn Steuer-Inländer im Ausland steuerliche Sachverhalte verwirklichen, wird dies als Out-
bound-Aktivität bezeichnet. 

„Inbound“2. 
Wenn Steuer-Ausländer in Deutschland steuerliche Sachverhalte verwirklichen, wird dies als In-
bound-Aktivität bezeichnet. 

Ursachen der DoppelbesteuerungIII. 
Nach dem sogenannten Souveränitätsprinzip besitzt jeder Staat innerhalb seines Staatsgebiets die 
uneingeschränkte Staatsgewalt, die sich auch in der Steuererhebung als einem maßgeblichen Ein-
griff in Freiheitsrechte äußert. Dieser Eingriff muss sich daher auf im Staatsgebiet verwirklichte 
Besteuerungsmerkmale (wie z. B. Belegenheit, Ansässigkeit, Wohnsitz) beziehen. Ausfluss dieses 
Souveränitätsprinzips ist beispielsweise die sogenannte unbeschränkte Steuerpflicht: Dabei wird 
als Steuerobjekt das weltweit in allen Einkunftsarten des § 2 Abs. 1 EStG erzielte Einkommen 
(Welteinkommen) besteuert, § 1 Abs. 1 S. 1 EStG. 

Zwei Staaten erheben den Steueranspruch1. 
Wenn ein Sachverhalt von zwei Staaten besteuert wird, so kann dies beispielsweise einen Unter-
nehmer in Deutschland betreffen, der in Deutschland persönlich aufgrund Wohnsitz mit seinem 
Welteinkommen besteuert wird, er aber im Ausland einen Verkaufsladen für seine Produkte un-
terhält und dort ebenfalls mit dem Gewinn aus dem Verkauf der Produkte besteuert wird.

Fehlende Abstimmung der Staaten2. 
Eine fehlende Abstimmung der Staaten kann vorliegen, wenn ein Staat aufgrund Wohnsitz be-
steuert, ein anderer Staat aufgrund gewöhnlichen Aufenthalts und der Steuerpflichtige die Vo-
raussetzungen in beiden Staaten erfüllt.

4

5

6

7

8
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B. Möglichkeiten der Vermeidung einer 
Doppelbesteuerung

Gründe für die Vermeidung einer DoppelbesteuerungI. 
Zunächst können volkswirtschaftliche Gründe angeführt werden für eine Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung. Außerdem ist es zur Erleichterung der Außenwirtschaft erforderlich, Outbound-
Geschäfte nicht einer doppelten steuerlichen Belastung zu unterwerfen. Auch steuerliche und 
insbesondere verfassungsrechtliche Gründe (Prinzip der Besteuerung nach Leistungsfähigkeit) 
sprechen für eine bloße Einmalbesteuerung eines steuerrelevanten Vorgangs. Schließlich begrün-
den auch europarechtliche Gesichtspunkte die Vermeidung einer doppelten Besteuerung des in-
nereuropäischen Handels gegenüber dem innerstaatlichen Handel.

Methoden zur Minderung der DoppelbesteuerungII. 
Es bestehen verschiedene Methoden zur Minderung der Doppelbesteuerung.4 

Freistellung1. 
Nach der Methode der Freistellung werden die Einkünfte von einer Besteuerung ausgenommen, 
d. h. sie werden nicht zur steuerlichen Bemessungsgrundlage gezählt. Diese Einkünfte – positive 
wie negative – werden so behandelt, als seien sie gar nicht vorhanden. Diese Methode der Steuer-
freistellung ist in Art. 23 A OECD-Musterabkommen (OECD-MA) geregelt. 

Anrechnung2. 
Nach der Methode der Anrechnung wird die im Quellenstaat erhobene Steuer im Wohnsitz-
staat auf die dort fällige Steuer für dasselbe Steuergut angerechnet. Diese Methode der Steuer-
freistellung ist in Art. 23 B OECD-MA geregelt. Nachteil der Anrechnungsmethode ist es, dass 
bei unterschiedlichen Steuersätzen zwischen Quellenstaat und Sitzstaat eine höhere Quellensteu-
er lediglich bis zur niedrigeren Steuer im Sitzstaat angerechnet wird. Die Differenz verbleibt als 
steuerliche Belastung. 

Pauschalierung3. 
Bei der Pauschalierungsmethode werden die ausländischen Einkünfte mit einem pauschalierten 
Steuersatz belegt. Eine Minderung bzw. Vermeidung der Doppelbesteuerung kann daher nur 
stattfinden, wenn der Pauschalsteuersatz deutlich unter dem nationalen Steuersatz für inländische 
Einkünfte liegt. Die Pauschalierungsmethode ist innerstaatlich in § 34 c Abs. 5 EStG geregelt.5

4 Dazu ausführlich Schaumburg, § 14 Rn. 14.15 ff.; übersichtsartig Schmidt/Sigloch/Henselmann, S. 16.
5 Schaumburg, § 14 Rn. 14.34.
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Abzug4. 
Bei der Abzugsmethode werden die ausländischen Steuern von der inländischen Bemessungs-
grundlage abgezogen. Es kann daher nur eine geringe Minderung der Doppelbesteuerung statt-
finden. Die Abzugsmethode ist innerstaatlich in § 34 c Abs. 2 und 3 EStG geregelt. 

Erlass 5. 
Schließlich käme noch ein Erlass aus Billigkeitsgründen gem. § 227 AO in Betracht, der aber en-
gen Voraussetzungen unterliegt und daher in der Praxis die Ausnahme darstellt. 

Rechtscharakter der MethodenIII. 
Es kann zudem unterschieden werden, welchen Rechtscharakter die Methoden zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung haben. Unilaterale Regelungen sind nur durch einen Staat ausgesprochen. 
Bilaterale Regelungen sind in Abstimmung mit einem anderen Vertragsstaat vereinbart. Multila-
terale Regelungen sind gemeinsam mit anderen Staaten vereinbart.

Schaff ung gemeinsamer BemessungsgrundlagenIV. 
Bereits 1975 hat die EG-Kommission mit einem Richtlinienvorschlag die Harmonisierung der 
Körperschaftsteuer-Systeme thematisiert.6 Danach sollte zur Gleichbehandlung im Anlage- wie 
im Anlegerstaat die Doppelbesteuerung zumindest teilweise dadurch reduziert werden, dass Steu-
ergutschriften für die Anleger weitergeleitet werden sollten. Allerdings wurde dies aufgrund der 
abweichenden Körperschaftsteuer-Systeme und der verwaltungstechnischen Schwierigkeiten bei 
Weiterleitung von Steuergutschriften einer ausländischen Muttergesellschaft an Aktionäre in an-
deren Mitgliedstaaten nicht weiter verfolgt.7

Derzeit sind die im europäischen Binnenmarkt tätigen Unternehmen 27 verschiedenen Steuer- 
und Gewinnermittlungssystemen ausgesetzt. Daher soll eine gemeinsame konsolidierte Körper-
schaftsteuer-Bemessungsgrundlage vorgeschlagen werden. Dies würde bedeuten, dass es künftig 
einheitliche und EU-weit geltende Gewinnermittlungsvorschriften für Unternehmen gäbe. Kon-
sequenz wäre, dass eine europäische Konzernbesteuerung mit einer Beseitigung von Doppelbe-
steuerung im Bereich der Verrechnungspreise geschaffen werden könnte. Inwiefern der Vorschlag 
einer gemeinsamen konsolidierten Bemessungsgrundlage bei Einstimmigkeit innerhalb der Eu-
ropäischen Union der 27 Mitgliedstaaten und unterschiedlichen Interessen der einzelnen Staaten 
tatsächlich Wirklichkeit werden kann, bleibt abzuwarten. 
Übersicht über die KSt-Steuersätze ausgewählter Staaten (jeweils inkl. aller gewinnabhängigen 
Steuern wie Solidaritätszuschlag und Gewerbesteuer):8

USA 40,00 % ■

Deutschland 38,36 % (ab 2008: ca. 30 %) ■

6 RL-Vorschlag vom 01.08.1975, AblEG vom 5.11.1975 Nr. C 253/2.
7 Saß, DB 2007, 1327, 1330 f.
8 KPMG‘s Corporate and Indirect Tax Rate Survey 2007, erhältlich unter 

http://www.kpmg.de/library/pdf/070625_KPMGsCorporate_and_Indirect_Tax_Rate_Survey07.pdf am 13.7.2007
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Belgien 33,99 % ■

Frankreich 33,33 % ■

Großbritannien 30,00 % ■

Österreich 25,00 % ■

EU-Durchschnitt 24,20 % ■

Tschechien 24,00 % ■

Schweiz 21,30 % ■

Lettland 15,00 % ■

Irland 12,50 % ■

C. Rechtsquellen des Internationalen Steuerrechts
Zunächst sollen die Rechtsquellen des Internationalen Steuerrechts kurz dargestellt werden. 

VölkerrechtI. 
Zum Völkerrecht werden völkerrechtliche Verträge, das völkerrechtliche Gewohnheitsrecht und 
die allgemeinen Rechtsgrundsätze der Völker gezählt (Art. 38 Abs. 1 des Status des Internationa-
len Gerichtshofs).9

Völkerrechtliche Verträge1. 
Der Abschluss völkerrechtlicher Verträge zwischen zwei oder mehreren Völkerrechtssubjekten 
erfolgt in einem förmlichen Verfahren, das mit Vertragsverhandlungen beginnt und dem Aus-
tausch der vom Bundespräsidenten unterzeichneten Ratifikationsurkunden endet. Dabei zählen 
die Doppelbesteuerungsabkommen zu den bilateralen völkerrechtlichen Verträgen.

Völkergewohnheitsrecht2. 
Zum Völkergewohnheitsrecht gehören die in allgemeiner ständiger Übung der Staaten mit der ge-
meinsamen Überzeugung zur Befolgung entstandenen Regeln. Im Bereich des Steuerrechts zählt 
dazu das Gebot, nur solche Sachverhalte zu besteuern, die eine tatsächliche Anknüpfung zum be-
steuernden Staat aufweisen.10

Allgemeine Rechtsgrundsätze zur Auslegung3. 
Zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen zur Auslegung gehören die übereinstimmenden inner-
staatlichen Rechtsgrundsätze der Völker wie das Verbot des Rechtsmissbrauchs und der Grund-
satz von Treu und Glauben.11

9 Schaumburg, § 3 Rn. 3.5.
10 Schaumburg, § 3 Rn. 3.14; vgl. grundlegend BFH, Urt. v. 18.12.1963 – I 230/61 S, BStBl. III 1964, 253.
11 Schaumburg, § 3 Rn. 3.15.
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